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Herrn / Frau

(Name), MdB

(Partei)

Deutscher Bundestag

Platz der Republik 1

11011 Berlin
Ort Datum

Debatte um Zulassung der Präimplantationsdiagnostik (PID) 

Sehr geehrte/r Frau/Herr …,

mit großem Interesse haben wir die derzeit laufende Diskussion über die (begrenzte) Zulassung der PID wahrgenommen. Als Teil der Evangelischen Frauen in Deutschland möchten wir Sie, als unser zuständiges Mitglied des Bundestages auffordern, sich engagiert gegen eine Zulassung der PID auszusprechen. 
Auch wenn der Wunsch nach einem eigenen und gesunden Kind aus der 
Sicht Einzelner nachvollziehbar und verständlich ist, hat die Anwendung der Präimplantationsdiagnostik weitreichende gesellschaftliche Auswirkungen, die aus ethischer und frauenpolitischer Sicht nicht wünschenswert sein können. 
Der Schutz und die Würde jeglichen menschlichen Lebens sind im Grund​gesetz der Bundesrepublik Deutschland verankert. Mit der Unterzeichnung der UN-Behindertenrechtskonvention hat die Bundesregierung im Jahr 2009 diese grund​gesetzlich verankerten Schutzrechte erneut bekräftigt und sich verpflichtet, der Diskriminierung behinderten Lebens politisch und gesellschaftlich entgegen​zuwirken. 

Die PID jedoch macht genau das Gegenteil: Sie unterzieht menschliches Leben einer Qualitätskontrolle und unterscheidet damit letztendlich zwischen lebens​wertem und nicht lebenswertem Leben. Damit verstößt sie sowohl gegen das Grundgesetz als auch gegen die UN-Behindertenrechtskonvention. 

Eine Eingrenzung auf Fälle „schwerer erblicher Vorbelastung“ macht die Situation keineswegs besser. Es entsteht eine Rangordnung von zumut-baren und unzumutbaren Behinderungen oder Krankheiten, die sich massiv auf das Leben von Menschen mit eben diesen Behinderungen auswirken wird. 
Das Recht auf ein gesundes Kind gibt es nicht, ebenso wenig die Garantie darauf oder auch die Pflicht dazu. Mit einer politisch erlaubten wie gesellschaft​lich zu​gelassenen PID besteht die Gefahr, dass Eltern – Frauen wie Männer – von Kindern mit Behinderungen und Menschen mit Behinderungen in unserer Gesellschaft noch mehr an den Rand gedrängt werden. Auch ist zu befürchten, dass eine Zulassung der PID schnell zum gesellschaftlichen und auch zum medi​zinischen Normalfall wird. 

Das Argument vieler PID-Befürwortender, PID sei für Frauen weniger belastend als das Risiko einer Schwangerschaft und deren möglicher Abbruch nach Präna​taldiagnostik, geht von falschen Voraussetzungen aus. 

Ein Schwangerschaftsabbruch nach embryopathischer Indikation (wegen einer zu vermutenden Behinderung oder Erkrankung des Embryos) ist nach § 218 StGB gar nicht mehr zulässig, sondern nur dann möglich, wenn eine nicht anders ab​zuwendende Gefahr für das Leben oder die körperliche oder seelische Gesundheit der Schwangeren besteht. Anders als bei der Auswahl von Embry​onen außerhalb des Mutterleibes besteht in Schwangerschaftskonfliktsituationen sehr wohl die Option, sich bewusst für ein Kind mit Behinderung zu entscheiden.

Außerdem erhöht eine PID die Gefahr von Fehlgeburten oder Fehlentwicklun​gen im Laufe einer Schwangerschaft, da eine Schädigung des Embryos durch die Zell-Entnahme nicht auszuschließen ist. Deshalb raten auch MedizinerInnen nach In-Vitro-Fertilisation (IVF) und PID – selbst ohne Befund – zur anschließen​den Pränataldiagnostik, was Schwangere vor die nächste Konflikt- und Entschei​dungssituation stellt.

Darüber hinaus setzt eine PID voraus, dass eine Frau, auch wenn sie ohne medizinische Hilfestellungen schwanger werden kann, sich mit einer IVF hohen Risiken für die eigene Gesundheit durch wiederholte Hormonbehandlungen und gesundheitsgefährdende Operationen aussetzt, um überhaupt Eizellen für die Embryonenerzeugung gewinnen zu können. 

Wir bitten Sie daher dringend, unsere Argumente bei den anstehenden Entscheidungen im Bundestag zu bedenken und gegen eine Zulassung der PID zu stimmen. 

Mit freundlichen Grüßen
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